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Das neue
Staatsschutzgesetz -
Instrument der inneren und äusseren
Sicherheit

Hans Danioth

Die kleine Kammer hat in der
Sondersession 1995 das neue
Staatsschutzgesetz - oder wie es
offiziell in der bürgerfreundlichen

Version heisst - «Bundesgesetz

über Massnahmen zur
Wahrung der inneren Sicherheit»

verabschiedet. Gesamthaft
darf gesagt werden, dass es sich
um einen ausgewogenen Geset-
zeserlass handelt, der einen
effizienten, vor allem aber einen
rechtsstaatlich geleiteten und
kontrollierten Staatsschutz
ermöglicht. Für beide Bedürfnisse
besteht dringender Handlungsbedarf.

«\

Hans Danioth,
Ständerat und Notar,
Präsident
der Geschäftsprüfungsdelegation
der Eidg. Räte,
gen. Sicherheitsdelegation;
Hagenstrasse 13,6460 Altdorf

Warum ein Staatsschutzgesetz?

Der ausufernden Fichenflut während

der Zeit des Kalten Krieges war
deshalb eine so breite Entfaltung
ermöglicht, weil im Staatsschutzbereich
damals weder die politische Führung
noch eine parlamentarische Kontrolle
funktioniert hatten. Dem ist inzwischen
radikal Abhilfe bereitet worden. Die
Schlussfolgerungen aus den Untersuchungen

der Parlamentarischen Un-
tersuchungskommission (PUK) wurden

schrittweise umgesetzt, die
Datenerhebung des Bundes auf seine innere
und äussere Sicherheit begrenzt und
eine wirksame parlamentarische
Kontrolle eingesetzt, welche seit drei Jahren
von der aus je drei Mitgliedern des
National- und Ständerates zusammengesetzten

Geschäftsprüfungsdelegation
wahrgenommen wird.

Das auf bundesrätüchen Weisungen
basierende Provisorium bedarf
nunmehr aber einer gesetzlichen Grundlage
und damit einer demokratischen
Legitimation. Die Zusammenarbeit von

Die Mehrheit der neuen
Risiken und Gefahren für die
Sicherheit unserer Bevölkerung

und die Stabilität unserer

staatlichen Ordnung lassen

sich aufnationaler Ebene
nicht mehr alleine bewältigen.

Bund und Kantonen ist dringend
gesetzgeberisch zu regeln. Die nach wie
vor anhaltende Zurückhaltung vieler
Kantone gegenüber dem Bund kann
nur überwunden werden und einer
vertrauensvollen Zusammenarbeit Platz
machen. Stichworte wie «Zweckänderungsverbot»

und «Quellenschutz»
mögen hier genügen.

Anpassung
an die neuen Gefahren

Unsere Gesellschaft ist nicht sicherer
geworden. Man braucht nur die
Zeitung aufzuschlagen, um fast täglich von
rechtswidrigen Aktionen extremistischer

oder sonst krimineller
Organisationen, von Rauschgift- und
Waffenhandelsaktionen zu erfahren. Es ist
auch ein offenes Geheimnis, dass sich
die kriminellen Elemente der zuverlässigen

Infrastrukturen im
Telekommunikationsbereich und anderer Einrichtungen

hoch entwickelter Länder
bedienen. Die Schweiz wird zunehmend
als logistische Basis missbraucht.

Der Bundesrat will zur Bekämpfung
des organisierten Verbrechens, der
terroristischen Aktivitäten, des verbotenen

Nachrichtendienstes, des gewalttätigen

Extremismus und des verbotenen

Handels mit Waffen und radioaktiven

Materialien den damit betrauten
Kräften - leider sind es sehr wenige -
abgesehen von der Einsicht in amtliche
Akten allerdings keine Informationsmittel

in die Hand geben, die nicht
allgemein zugänglich sind. Persönlich-
keitseingriffe wie Überwachung des
Post-, Telefon- und Telegrammverkehrs,

aber auch offene und geheime
Überwachung an nicht öffentlichen
und nicht allgemein zugänglichen Orten

sowie der Einsatz von verdeckten
Ermittlern usw. sollen ausgeschlossen
bzw. allenfalls dem gerichtlichen
Verfahren vorbehalten bleiben.

Präventive Telefonkontrollen
als Streitobjekt

Mit dem Antrag, diese Telefonkontrollen

auch im präventiven Staatsschutz

zuzulassen, ist eine kontroverse
und heikle Frage in das Parlament und
damit in die öffentliche Diskussion
getragen worden. Die Bürger sollen letztlich

selber entscheiden, ob sie bereit
sind, das ihnen zugemutete - auch vom
Bundesrat eingestandene - erhöhte
Risiko für ihre Sicherheit zu tragen oder
nicht. Die gerichtspolizeiliche
Durchführung solcher Massnahmen der
Überwachung des Fernmeldeverkehrs,
die bekanntlich nur mit Zustimmung
des Präsidenten der Anklagekammer
des Bundesgerichtes angeordnet werden

können, setzt einen konkreten
Tatverdacht voraus. Im Bereich der auf
dem Spiel stehenden inneren Sicherheit
kann jedoch nicht zugewartet werden,
bis ein Mitglied einer kriminellen
Organisation zur Tat schreitet oder eine
strafbare Vorbereitungshandlung be-
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geht. Dann ist es meist zu spät, um
rechtzeitig Schutzmassnahmen anordnen

zu können. Daher sind die Aktivitäten

derartiger krimineller
Organisationen und Gruppierungen vorbeugend

zu überwachen. Die Erfahrung
lehrt, dass nur dann eine Chance im
Kampf gegen das internationale
Verbrechertum besteht.

Warum soll ausgerechnet die
Schweiz im Gegensatz zu nahezu allen
europäischen Ländern ohne diese
Informationsmittel auskommen? Die
Einwände, derartige Präventivmass-
nahmen seien mit der Europäischen
Menschenrechtskommission nicht
vereinbar, sind nicht stichhaltig und durch
analoge Lösungen in anderen Ländern
längst widerlegt.

Schweizerisches Vakuum?

Heute ist das Bestreben offenkundig,
die internationale Zusammenarbeit in
der Bekämpfung krimineller Strömungen

zu verbessern. Jedes Land ist darauf

angewiesen, dass der Nachbarstaat
seine Pflichten wahrnimmt. Die
ausländischen Staatsschutzdienste würden
ein Abseitsstehen der Schweiz im
Informationsbereich sicher nicht tatenlos
hinnehmen. Jeder Fachmann weiss,
dass heute die Ausforschung des
Telekommunikationsverkehrs auch
grenzübergreifend problemlos möglich ist.
Die Gefahr, das schweizerische Vakuum

werde durch fremde Dienste
ausgefüllt, wäre nicht von der Hand zu
weisen. Die Selbstbestimmung über
Umfang und Kontrolle unserer eigenen

Staatsschutztätigkeit müsste an
Glaubwürdigkeit leiden.

Wachsende sicherheitspolitische

Interdependenz

Das gewandelte politische und
strategische Umfeld unseres Landes wird

im «Bericht 90 des Bundesrates an die
Bundesversammlung über die
Sicherheitspolitik der Schweiz» wie auch im
«Bericht über die Aussenpolitik der
Schweiz in den 90er Jahren» eindrücklich

dargestellt. Eines der Hauptmerkmale
ist das Wechselverhältnis

zwischen äusserer und innerer Sicherheit;
die Grenzen sind fliessend geworden.

Die Bürger sollen letztlich
selber entscheiden, ob sie
bereit sind, das ihnen zugemutete

— auch vom Bundesrat
eingestandene - erhöhte
Risikofür ihre Sicherheit
zu tragen oder nicht.

Die Mehrheit der neuen Risiken und
Gefahren für die Sicherheit unserer
Bevölkerung und die Stabilität unserer
staatlichen Ordnung lassen sich auf
nationaler Ebene nicht mehr alleine
bewältigen. Der internationale
Terrorismus, die organisierte Kriminalität,
die Proliferation von Massenvernichtungswaffen

und -munition können
sich zur eigentlichen Unterwanderung
der staatlichen Institutionen auswirken.

Auch wenn heute aufgrund der
Vorschläge der PUK die Aufgabenabgrenzung

zwischen der zivilen
Staatsschutztätigkeit und dem militärischen
Nachrichtendienst strikte beobachtet
wird und insbesondere die militärischen

Dienste sich nicht mit der
Nachrichtenbeschaffung im Inland befassen
dürfen, ergibt sich doch ein legitimer
Kooperationsbedarf auf der Ebene der
Auswertung solcher Nachrichten.
Meldungen über Aktivitäten extremistischer

Gruppierungen im Ausland
mit Ablegern in unserem Land sind
eben auch für die Organe der inneren
Sicherheit von eminenter Bedeutung,
damit rechtzeitig die Gefahrenabwehr
einsetzen kann.

Die Schweiz darf ihre im sicherheitspolitischen

Bericht 90 klar formulierten
und vom Parlament gutgeheissenen
Aufgaben umso weniger vernachlässigen,

als sie dem seit diesem Frühjahr in
Kraft stehenden Schengener
Durchführungsübereinkommen nicht beitreten

kann und insbesondere vorläufig
auch keinen Zugriff auf die diesbezüglichen

Informationssysteme (SIS) hat.

Nicht Abbau von Schutz-
massnahmen, sondern Ausbau
der Kontrollen

Die mit Umsicht und Augenmass
sowie unter klarer behördlicher
Führung zu leistenden Massnahmen für die
Wahrung unserer inneren Sicherheit
stellen ein unerlässliches Korrelat zur
militärischen Existenz- und
Friedenserhaltung dar. Wie diese bedarf auch
das innenpolitische Abwehrpotential
einer demokratischen Kontrolle. Diese
wird mit dem neuen Staatsschutzgesetz
bestmöglich gewährleistet. Eingreifendere

Überwachungsmassnahmen wie
insbesondere die Kontrolle des Fern-
meldeverkehrs sind von Gesetzes
wegen klar auf extremistische und kriminelle

Organisationen beschränkt. Die
selbstverständlich geheime
«Beobachtungsliste», welche diese erfahrungsge-
mäss illegal operierenden
Organisationen umfasst, ist das eigentliche
Führungsmittel des Bundesrates im
präventiven Staatsschutz. Denn er ist
es, der die Liste zu genehmigen und
jährlich den gewandelten Bedrohungslagen

anzupassen hat. Kein rechtschaffener

Bürger hat somit etwas zu
befürchten. Zufallsprodukte betreffend
Dritter sind nach den strengen
Vorschriften des Datenschutzgesetzes zu
behandeln bzw. zu vernichten. ¦
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